Sozialabgaben: Ende der Fahnenstange by Mayer, Otto G.
econstor
www.econstor.eu
Der Open-Access-Publikationsserver der ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
The Open Access Publication Server of the ZBW – Leibniz Information Centre for Economics
Nutzungsbedingungen:
Die ZBW räumt Ihnen als Nutzerin/Nutzer das unentgeltliche,
räumlich unbeschränkte und zeitlich auf die Dauer des Schutzrechts
beschränkte einfache Recht ein, das ausgewählte Werk im Rahmen
der unter
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
nachzulesenden vollständigen Nutzungsbedingungen zu
vervielfältigen, mit denen die Nutzerin/der Nutzer sich durch die
erste Nutzung einverstanden erklärt.
Terms of use:
The ZBW grants you, the user, the non-exclusive right to use
the selected work free of charge, territorially unrestricted and
within the time limit of the term of the property rights according
to the terms specified at
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
By the first use of the selected work the user agrees and
declares to comply with these terms of use.
zbw
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft






Suggested citation: Mayer, Otto G. (2001) : Sozialabgaben: Ende der Fahnenstange,




Konsens besteht angesichts hoher Arbeitslosigkeit
darüber, daß der Faktor Arbeit zu stark durch Abga-
ben belastet ist. Entscheidenden Anteil daran haben
die Beiträge für die Sozialsysteme. Die Beitragssätze
stiegen von 32,4% des sozialabgabenpflichtigen Ein-
kommens 1980 auf 42,1% 1998. Erklärtes Ziel der jet-
zigen Bundesregierung war es denn auch bei ihrer
Amtsübernahme 1998, die Sätze bis zur Wahl 2002
unter 40% zu senken. Dank der sogenannten Öko-
steuer und der Verwendung der dadurch erzielten Ein-
nahmen für die Rentenversicherung sind auch Schrit-
te in diese Richtung gelungen: Gegenwärtig belaufen
sich die Beitragssätze auf 40,9%. Damit scheint aber
das „Ende der Fahnenstange“ erreicht.
Wegen der schwächelnden Konjunktur werden weder
die Zahl der Arbeitslosen derart zurückgehen noch die
Beschäftigung in einem Maße steigen, daß deutliche
Beitragssatzsenkungen ermöglicht werden. Nur der
Rentenversicherungssatz dürfte im nächsten Jahr um
0,1 Prozentpunkte abgesenkt werden. Der Beitrags-
satz zur Pflegeversicherung wird allenfalls konstant
bleiben. Die mangelnde Reformfreudigkeit in der
Krankenversicherung führt eher zu Beitragssatzer-
höhungen. Bleibt die Arbeitslosenversicherung. Hier
wurde bei noch günstigerer Arbeitsmarktkonjunktur
eine Beitragssenkung gefordert. Diese ist aber nicht
zu sehen, nachdem der Bundeszuschuß an die Bun-
desanstalt für Arbeit ab 2002 gestrichen ist. Die ineffi-
zienten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen werden
wohl auch kaum beschnitten werden, solange die rot-
grüne Koalition an ihren Eckpunkten für eine Reform
der Arbeitsförderung festhält. Eine solche interventio-
nistische Politik ist den Wählern allerdings auch leich-
ter zu vermitteln, als die indirekte Wirkung einer
Belastungsreduzierung. Einen dauerhaften Abbau der
Arbeitslosigkeit ist unter diesen Bedingungen nur
durch ein kräftiges Wachstum erreichbar. Nur – woher
soll das kommen? ogm
Finanzmarktaufsicht
Im Kontext der EWU
Der Gesetzentwurf zur Bundesbankreform wurde
vom Bundeskabinett nun in leicht nachgebesserter
Form angenommen, muß aber noch Bundesrat und
Bundestag passieren. Dabei verbleibt der Bundes-
bank bei der Bankenaufsicht nun doch ein mitwirken-
der Einfluß. Entsprechend kann die in einem zweiten
Gesetzgebungsverfahren vorgesehene Zusammen-
fassung der Banken-, Wertpapier- und Versicherungs-
aufsicht zu einer zentralen effizienteren Gesamtbehör-
de nicht mehr in vollem Umfang realisiert werden.
Paßt eine solche Struktur in die Europäische
Währungsunion?
Die Situation in Europa ist vielfältig. Eine zentrale Fi-
nanzmarktaufsicht gibt es bisher nur in EU-Ländern
außerhalb der EWU und nur außerhalb der National-
banken. In den meisten EU-Ländern ist die aufsichts-
rechtliche Verantwortung noch auf mindestens drei
Behörden verteilt. Der Einfluß der Zentralbanken be-
schränkt sich im Einklang mit den geldpolitischen Auf-
gaben und ihrer Unabhängigkeit auf die Bankenauf-
sicht. An Zentralisierungen wird entweder in Form ei-
nes übergreifenden Spitzen-Forums (Niederlande)
oder außerhalb der Zentralbank (Österreich, Frank-
reich, Irland) gearbeitet.
In diesen Prozeß hat sich die Europäische Zentral-
bank jüngst dezidiert eingeschaltet. Sie fordert aus
geldpolitischen Gründen wie aus Gründen der Finanz-
marktstabilisierung eine deutliche Beteiligung der
Zentralbanken an der Bankenaufsicht. Die Entschei-
dung des Bundeskabinetts paßt insofern in dieses
Konzept und in die EU-Situation. Allerdings verbleibt
ein nationaler und europäischer Abstimmungsbedarf.
Die Alternative, eine Zentralisierung der Finanz-
marktaufsicht auf EWU-Ebene, wird auch schon dis-
kutiert, ist aber aus rechtlichen und politischen Grün-
den noch nicht durchsetzbar.  de
Güterkraftverkehr
Lkw-Maut für Leerfahrten
Bundesverkehrsminister Kurt Bodewig plant ab 2003,
eine gewichts-, entfernungs- und emissionsabhängi-
ge Gebühr für Fahrten mit dem Lkw auf Bundesfern-
straßen zu erheben. Diese schon länger geplante
Maut sorgte kürzlich für Aufregung, weil auch Leer-
fahrten der Lkw in gleicher Höhe mit der Gebühr be-
legt werden sollen. Die genaue Höhe der Maut soll je-
doch erst Ende dieses Jahres festgelegt werden.
Bislang gibt es lediglich eine Autobahnbenutzungsge-
bühr für Lkw, die zeitlich, nach der Achszahl und nach
den Emissionen gestaffelt ist. Für 2003 ist nun eine
streckenbezogene Maut geplant, sofern bis dahin die
entsprechenden Erfassungsgeräte betriebsbereit und
alle rechtlichen Fragen geklärt sind. Dabei ist neben
einem elektronischen Abrechnungsverfahren auch ein
manuelles System vorgesehen, um Fahrer und Spedi-
teure, die nur selten durch Deutschland fahren, nicht
zu zwingen, sich Geräte zur elektronischen Ab-
buchung anzuschaffen.
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Aus umweltpolitischer Sicht ist die vorgesehene
Streckenmaut in Verbindung mit dem Schadstoffaus-
stoß der einzelnen Lkw eindeutig eine Verbesserung
gegenüber der bisher geltenden Regelung. Man könn-
te nun allerdings tatsächlich auf die Idee kommen,
Leerfahrten mit einer geringeren Gebühr zu belegen,
weil aufgrund des niedrigeren Gewichtes des Lkw we-
niger Schadstoffe ausgestoßen und die Straßen nicht
so stark belastet werden. Eine derartige Maßnahme
wäre jedoch wenig sinnvoll, da es – trotz der ökono-
mischen Anreize zu ihrer Vermeidung – immer noch
häufig zu Leerfahrten kommt. Die ohnehin schon stark
belasteten Straßen würden bei wachsendem Ver-
kehrsaufkommen also durch die Leerfahrten noch
voller werden. Hier kann die Höhe der Maut für Leer-
fahrten eine gewisse Abhilfe schaffen.    cw
Nizza-Vertrag
Irlands Nein
Die irische Regierung übergab pflichtgemäß den Ver-
trag von Nizza im Zuge des Ratifizierungsprozesses
dem Volk zur Abstimmung – und verlor. Damit hatte
wohl niemand gerechnet. Erstens gehörte Irland bis-
her zu den besonders Integrationswilligen und zwei-
tens enthält das „Flickwerk“ von Nizza nichts, was
dem Land schaden könnte. Schon jetzt muß sich Ir-
land darauf einstellen, vom Subventionsfluß abge-
schnitten zu werden. Dem Land geht es nach jahre-
langer „Päppelung“ durch die Staatengemeinschaft
mittlerweile ausgezeichnet. Gemessen am Pro-Kopf-
Einkommen liegt Irland vor den großen EU-Mitglieds-
ländern deutlich über dem EU-Durchschnitt. 
Nun wird selbst bei der irischen Regierung über die
Ursachen der Niederlage gerätselt. Trotz der demon-
strativen Gelassenheit der meisten EU-Politiker ist
guter Rat teuer. Polens Präsident Kwasniewski spricht
zwar von einem „Arbeitsunfall“, ist aber nicht weniger
besorgt, als die anderen Beitrittskandidaten. Tsche-
chiens Präsident Havel befürchtet sogar den „Selbst-
mord Europas“, wenn das Referendum den europäi-
schen Erweiterungsprozeß aus dem Gleis werfen sollte.
Die europäischen Integrationsprofis kennen dagegen
bereits seit Maastricht das nun folgende Prozedere:
„Solange wählen, bis die Richtung stimmt.“ Zwar weiß
noch niemand, was man außer Geld den Iren bieten
kann, da Nizza keine neuen Bestimmungen erhält, die
man nach dänischem Muster partiell ausschließen
könnte, um so die Mehrheit zu „überzeugen“, aber
man wird sicher durch das übliche „muddle through“
einen Weg finden. Der Vorschlag des EP-Abgeordne-
ten Cohn-Bendit, Nizza zu vergessen und zunächst
einmal zu klären, was die EU eigentlich soll und wohin
man will, ist politisch unrealistisch. Wie es insgesamt
in Europa weitergeht, wird man erst wissen, wenn der
Post-Nizza-Prozeß irgendwann tatsächlich einmal be-
endet ist und damit die Finalität der Union definiert
werden kann. Erst dann wird man das EU-Wahlvolk
nicht mehr fürchten müssen.  ww
US-Steuerreform
Nur ein Wahlgeschenk
Der amerikanische Kongreß hat Ende Mai ein Steuer-
reformpaket im Umfang von 1,35 Mrd. US-$ verab-
schiedet und Präsident Bush damit die weitgehende
Erfüllung eines seiner wichtigsten Wahlversprechen
ermöglicht. Das Paket sieht im wesentlichen eine
Senkung sämtlicher Einkommensteuersätze vor:
Rückwirkend zum 1.1.2001 wird ein neuer Eingangs-
satz von 10% eingeführt, und die vorhandenen Steu-
ersätze von derzeit 15, 28, 31, 36 und 39,6% werden
in mehreren Schritten über einen Zeitraum von zehn
Jahren auf 15, 25, 28, 33 und 35% reduziert.
Angesichts der florierenden Wirtschaft hatte Bush im
Wahlkampf deutliche Steuererleichterungen damit be-
gründet, daß die Überschüsse im Bundeshaushalt an
die Bürger „zurückzugeben“ wären. Die konjunkturel-
le Lage hat sich mittlerweile deutlich verschlechtert,
und mit diesem Wandel veränderte sich auch die Ar-
gumentation Bushs: Nun sollen die Steuersenkungen
vorrangig die Konjunktur retten.
Die flexible Argumentation offenbart eine fundamenta-
le Schwäche der Steuerreform: Sie ist ökonomisch
wenig zielgerichtet. Weder stärkt sie gezielt die
Wachstumskräfte – dazu taugen Einkommensteu-
eränderungen grundsätzlich weniger. Die beschlosse-
nen Steuersenkungen sind zudem erst sehr spät voll
wirksam, und das System wird insgesamt nicht deut-
lich transparenter. Noch kann die Konjunktur kurzfri-
stig spürbare Unterstützung erwarten – dafür ist der
Umfang der Rückzahlungen, die aus der Einführung
des niedrigeren Eingangssatzes resultieren (maximal
300 US-$ für Einzelpersonen und 600 US-$ für Ehe-
paare) zu gering, und sie kommen zu spät; Mitte Au-
gust, wenn frühestens mit der Auszahlung begonnen
wird, dürfte die Konjunktur im Zuge der geldpoliti-
schen Stützung ohnehin wieder gefestigter sein. Es
geht bei diesem Steuerpaket offenbar vorrangig dar-
um, versprochene Wahlgeschenke auch einzulösen.
Das ist immerhin mehr, als viele Politiker für sich re-
klamieren können. Ob es auch der Wirtschaft dient,
sei dahingestellt. cb
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